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Inhalt: Geſetz, betreffend die Wiederherſtellung zerſtörter Grundbücher des Amtsgerichts in Colberg, S. 121.— 
Geſetz, betreffend den dauernden Erlaß an Klaffen- und klaſſifizirter Einkommenſteuer, ſowie die Ueber 
weiſung von Steuerbeträgen an die Hohenzollernſchen Lande, S. 126. — Geſetz, betreffend die 
Ausführung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen, S. 128. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe , Urkunden ꝛc., S. 136. 


(Nr. 8769.) Geſetz, betreffend die Wiederherſtellung zerſtörter Grundbücher des Amtsgerichts 
in Colberg. Vom 25. Februar 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 8 
er 


Die bei dem Brande am 28. Dezember 1880 zerſtörten Grundbücher des 
Amtgerichts in Colberg ſind von Amtswegen wieder herzuſtellen. 
Die Wiederherſtellung erfolgt nach Maßgabe der Vorſchriften $$. 2 bis 15. 


$. 2. 
Die Eigenthümer der in den zerſtörten Grundbüchern verzeichnet geweſenen 
Grundſtücke ſind zu vernehmen. 

Zur Vernehmung iſt vorzuladen: 

1) wer nach Inhalt der den Grundakten vorgehefteten Tabelle Eigenthümer 
iſt oder nach Inhalt der Grundakten von dieſem das Eigenthum er⸗ 
worben hat; 

2) im Falle der Zerſtörung der Tabelle, wer nach Inhalt der Grund⸗ 
akten Eigenthümer ift; 

3) im Falle der Zerſtörung der Tabelle und der Grundakten, wer in den 
Grund und Gebäudeſteuerbüchern als Eigenthümer bezeichnet iſt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 24, März 1881, 
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Ä $. 3. 

Der als Eigenthümer Vorgeladene iſt verpflichtet, dem Amtsgericht 

1) die zur Eintragung ſeines Eigenthums im Grundbuch erforderlichen 
Nachweiſe beizubringen; 

2) alle auf dem Grundſtück haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte, Hypotheken und Grundſchulden 
anzuzeigen. 

Soweit das Eigenthum oder die Belaſtungen des Grundſtücks durch die 

Tabelle nachgewieſen werden, genügt die Bezugnahme auf den Inhalt derſelben. 


$. 4. 
Das Amtsgericht kann die Befolgung der Ladung und die Erfüllung der 
den Geladenen obliegenden Verpflichtungen unter Androhung von Geldſtrafen bis 
einhundert und funfzig Mark erzwingen. 


§. 5. 
Zur Eintragung des Vorgeladenen als Eigenthümer genügt: 
I) wenn das Eigenthumsrecht nach Maßgabe des $. 2 Nr. 1 oder 2 
glaubhaft gemacht ift; 
2) im Falle des §. 2 Nr. 3, wenn der Vorgeladene 

a) durch Urkunden glaubhaft macht, daß er als Eigenthümer ein- 
getragen geweſen iſt oder von dem als Eigenthümer Eingetragenen 
das Eigenthum erworben hat ; 

b) ſeinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß der Ortsbehörde be— 
fcheinigt oder durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene Ver- 
ſicherungen von Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein 
oder unter Hinzurechnung der Beſitzzeit feiner Rechtsvorgänger das 
Grundſtück ſeit zehn Jahren ununterbrochen im Eigenthumsbeſitz 
gehabt hat. 

$. 6. 


Im Falle des F. 2 Nr. 3 genügt es zur Eintragung des Eigenthums 
eines nicht in den Steuerbüchern als Eigenthümer Bezeichneten, wenn er einen 
der nach §. 5 Nr. 2 erforderlichen Nachweiſe erbringt, und der im Steuerbuch 
Bezeichnete in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde feine Ein- 
willigung ertheilt oder zur Ertheilung derſelben rechtskräftig verurtheilt wird. 


F. 7. 
Alle Perſonen, welche als Eigenthümer behufs Wiederherſtellung des Grund— 
buchs nicht vorgeladen ſind und gleichwohl vermeinen, daß ihnen an einem in 
den zerſtörten Grundbüchern verzeichnet geweſenen Grundſtück das Eigenthum 


zuftehe, ſowie alle Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem ſolchen 
Grundſtück ein, die Verfügung über daſſelbe beſchränkendes Recht, eine Hypothek 
oder eine Grundſchuld, oder irgend welche andere der Eintragung im Grundbuch 
bedürfende dingliche Rechte zuſtehen, ſind öffentlich aufzufordern, ihre Anſprüche 
innerhalb einer dreimonatlichen Friſt, deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu 
bezeichnen iſt, bei dem Amtsgericht anzumelden. 

Die Anmeldung iſt nicht erforderlich, ſoweit die einzutragenden Rechte aus 


der Tabelle ſich ergeben oder von dem Eigenthümer in Gemäßheit des §. 3 Nr. 2 


vor Ablauf der dreimonatlichen Ausſchlußfriſt angemeldet ſind. 
AUueeber die Anmeldung iſt dem Anmeldenden, auf Verlangen eine Beſchei⸗ 
nigung zu ertheilen. 

$. 8. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs nach deſſen Wiederherſtellung das Grundſtück erworben 
hat, nicht geltend machen kann, und daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber den⸗ 
jenigen, deren Rechte vor Ablauf der dreimonatlichen Ausſchlußfriſt angemeldet 
und demnächſt eingetragen find, verliert. Dieſe Folgen der unterlaſſenen An⸗ 
meldung find in der öffentlichen Aufforderung ($. 7) wörtlich anzugeben. 


§. 9. 


Die öffentliche Aufforderung (F. 7) iſt durch das Amtsblatt und durch 
zwei andere öffentliche Blätter zu drei Malen in angemeſſenen Zwiſchenräumen 
vor Ablauf der Ausſchlußfriſt bekannt zu machen. 

In der Aufforderung find die Bezirke (§. 1 der Grundbuchordnung) zu 
bezeichnen, für welche die Wiederherſtellung der Grundbücher erfolgen ſoll. 


$. 10. 


Die Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels erfolgt nach Ablauf der 
dreimonatlichen Ausſchlußfriſt. 
F. 11. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels iſt der in dem zer 
ftörten Grundbuch eingetragen geweſene Eigenthümer einzutragen. Iſt das Eigen⸗ 
thum auf einen Anderen übergegangen, ſo iſt die Eintragung des letzteren gleich⸗ 
zeitig zu bewirken. 

Ein in die zweite oder dritte Abtheilung des Grundbuchs einzutragendes, 
in dem zerſtörten Grundbuch nicht eingetragen geweſenes Recht ($. 19) iſt gleich⸗ 
zeitig mit der Eintragung des Eigenthümers einzutragen, gegen welchen die Ein, 
tragung des Rechts erfolgt. 

Die Vorſchriften des zweiten Abſatzes finden auf Vormerkungen entſprechende 
Anwendung. 
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$. 12. N 

Für ein angemeldetes oder der Anmeldung nicht bedürfendes Recht iſt 
eine Vormerkung einzutragen, wenn die Entſtehung deſſelben glaubhaft gemacht 
iſt und entweder der Eigenthümer der Eintragung widerſpricht oder die Rang⸗ 
ordnung des Rechts beſtritten iſt. 

$. 13. 

Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über ſtreitige Eigenthumsanſprüche 
oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Blatt für das Grundſtück im 
Grundbuche nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Artikel des Eigen- 
thümers aufgenommen werden. 

$. 14. 5 

Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt ſei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, jo iſt das Recht einzutragen, zugleich aber + 
in der Spalte „Veränderungen“ die behauptete Tilgung, wenn ſie glaubhaft 
gemacht iſt, vorzumerken. 

§. 15. 

Die Wiederherſtellung der Grundbücher, einſchließlich der Verhandlungen, 
welche bei dem Amtsgericht zu dieſem Zweck ſtattfinden, erfolgen koſten⸗ und 
ſtempelfrei. 8 

F. 16. 


In Betreff der in den zerſtörten Grundbüchern verzeichnet geweſenen Grund⸗ 
ſtücke finden die $$. 16 bis 23 Anwendung. 


F. 17. 


5 Bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs wird die Entgegennahme der 
Auflaſſungserklärung dadurch nicht gehindert, daß die Eintragung des Eigen⸗ 
thums nicht ſofort erfolgen kann. 5 

Die Betheiligten können die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung ver⸗ 
langen, wenn der Veräußerer einen nach den Vorſchriften des $. 5 zur Eintragung 
ſeines Eigenthums genügenden Nachweis erbracht oder nach den Vorſchriften dieſes 

Geſetzes die Entgegennahme einer Auflaſſungserklärung für ſich erlangt hat. 

Erlangt der Veräußerer bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs die 

Eintragung als Eigenthümer, und erfolgt gleichzeitig die Eintragung des Erwerbers 

(F. 11 Abſatz 1), fo erſtreckt fich die Wirkſamkeit der letzteren auf den Zeitpunkt 

der Auflaſſung zurück. si 

48, 


Der F. 3 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb der Grundſtücke vom 
5. Mai 1872 findet bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs auf den Veräußerer, 
welcher bei der Wiederherſtellung die Eintragung als Eigenthümer erlangt, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 
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Erfolgt gleichzeitig die Eintragung des Erwerbers (F. 11 Abſatz 1), ſo 
erſtreckt ſich die Wirkſamkeit derſelben auf den Zeitpunkt zurück, in welchem der 
Antrag auf die Eintragung angebracht iſt. 


S. 19. 


Bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs kommen die Vorſchriften der 
$$. 13, 14, 19 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb der Grundſtücke vom 
5. Mai 1872 auf die Eintragung der dinglichen Rechte beziehungsweiſe der 
Hypotheken und Grundſchulden mit der Maßgabe zur Anwendung, daß an 
Stelle des eingetragenen Eigenthümers der bei der Wiederherſtellung des Grund⸗ 
buchs die Eintragung erlangende Eigenthümer oder Erwerber ($. 17 Abſatz 3, 
$. 18 Abſatz 2) tritt. 

Iſt die Eintragung des dinglichen Rechts gleichzeitig erfolgt ($. 11 Abſatz 2), 
ſo erſtreckt ſich die Wirkſamkeit deſſelben gegen Dritte auf den Zeitpunkt des Ein⸗ 
gangs des Geſuchs um die Eintragung zurück. 

ſt die Eintragung der Hypothek oder der Grundſchuld gleichzeitig erfolgt 
($. 11 Abſatz 2), To gilt das Recht der Hypothek oder Grundſchuld mit dem 
Zeitpunkt des Eingangs des Geſuchs um die Eintragung als entſtanden. 


$. 20. 

Soweit nach den Vorſchriften des Geſetzes über den Eigenthumserwerb der 
Grundſtücke vom 5. Mai 1872 oder der Grundbuchordnung die Eintragung einer 
Vormerkung gegen den eingetragenen Eigenthümer oder einen ſonſtigen eingetra⸗ 
genen Berechtigten zuläſſig iſt, tritt bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs 
an Stelle des Eingetragenen der bei der Wiederherſtellung ſeine Eintragung 
Erlangende. 

Die Vorſchriften des §. 17 Abſatz 3, F. 18 Abſatz 2, . 19 Abſatz 2, 3 
finden entſprechende Anwendung. 
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$. 21. 

Bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs iſt die Einſicht der Tabellen 
und Grundakten Jedem zu geſtatten, gegen deſſen rechtliches Intereſſe an derſelben 
ein Bedenken nicht obwaltet. 

$. 22. i 

Zur Amortiſation der bei dem Brande zerſtörten Hypothekenurkunden und 9 
Grundſchuldbriefe bedarf es keines beſonderen Aufgebots. Die Quittung oder, 
ſoweit der Anſpruch noch beſteht, der Mortifikationsſchein des Berechtigten, ver- 
treten die Stelle des Ausſchlußerkenntniſſes. 

$. 23. 

Bei Subhaſtationen tritt an die Stelle der zu den Subhaſtationsakten 
mitzutheilenden beglaubigten Abſchrift des Grundbuchblatts oder Artikels ($$. 10, 
14 der Subhaſtationsordnung) eine beglaubigte Abſchrift der Tabelle. Außerdem 
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iſt dem Subhaſtationsrichter ein Verzeichniß der Perſonen mitzutheilen, deren 
Rechte bis zur Einleitung der Subhaſtation bei dem Amtsgericht angemeldet ſind. 
Die aus der Abſchrift der Tabelle oder in Ermangelung der Tabelle aus dem 
Verzeichniß erſichtlichen Betheiligten find an Stelle der im $. 14 der Subhaſtations⸗ 
ordnung bezeichneten Realberechtigten als Subhaſtationsintereſſenten anzuſehen. 
Daſſelbe gilt in Anſehung dieſer Intereſſenten auch bei Vorhandenſein der Tabelle 
inſoweit, als ſie aus der zu den Akten mitgetheilten Abſchrift derſelben nicht 
erſichtlich find. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 25. Februar 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Gr. zu Eulenburg. Maybach. 
Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


(Nr. 8770.) Geſetz, betreffend den dauernden Erlaß an Klaſſen- und klaſſifizirter Einkommen⸗ 
ſteuer, ſowie die Ueberweiſung von Steuerbeträgen an die Hohenzollernſchen 
Lande. Vom 10. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


8 
Drei Monatsraten der Klaſſenſteuer und der fünf unterſten Stufen der 
klaſſifizirten Einkommenſteuer bleiben in Zukunft außer Hebung, vorbehaltlich der 
Reform der Klaffen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer. 
Welche Monatsraten unerhoben bleiben, hat der Finanzminiſter zu beſtimmen. 


8. 2. 


Der zu dieſem Steuererlaſſe erforderliche und nach Vorſchrift des $. 4 des 
Geſetzes vom 16. Juli 1880 zu berechnende Betrag kommt auf die nach F. 1 
jenes Geſetzes zu Steuererlaſſen zu verwendenden Geldſummen in Anrechnung. 
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$.3. 


Die Erhebung von Kommunalzuſchlägen zu den im §. 1 gedachten Steuern, 
beziehentlich die Vertheilung an Kommunallaſten nach dem Maßſtabe derſelben 2 
erfolgt unter Zugrundelegung der in den Geſetzen über die Klaſſen- und klaſſifizirte 
Einkommenſteuer vorgeſchriebenen Steuerſätze. 

Ebenſo iſt in allen denjenigen Fällen, in welchen die zu entrichtenden Steuern 
von irgend welchem Einfluſſe auf die Ausübung von aktiven oder paſſiven Wahl⸗ 
rechten ſind, der desfallſigen Berechnung das Veranlagungsſoll zu Grunde zu legen. 


a 


$.4. 


Bezüglich der für die örtliche Erhebung und für die Veranlagung der 
Klaſſenſteuer den Gemeinden bewilligten Gebühren bewendet es bei der Beſtim— 
mung des F. 6 des Geſetzes vom 16. Juli 1880. 


r 


8. 5. 


Den Hohenzollernſchen Landen wird jährlich ein Betrag überwieſen, welcher 
nach dem Verhältniſſe der durch die letztvorangegangene Volkszählung ermittelten 
Bevölkerungszahl des übrigen Staatsgebietes zu der der Hohemzollernſchen Lande 
einem Erlaſſe von 14 Millionen an Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer entſpricht. 

Die Feſtſtellung dieſes Betrages erfolgt durch den Staatshaushalts⸗Etat. 
Der feſtgeſetzte Betrag wird nach dem Verhältniſſe der durch die letztvoran⸗ 
gegangene Volkszählung ermittelten Einwohnerzahlen auf die einzelnen Gemeinden 
vertheilt. Den Vertretern der letzteren ſteht die Beſchlußfaſſung über die Ver⸗ 
wendung zu. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10. März 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


(Nr. 8770-87710 


ee 


W 
Mr I 3 
e 


(Nr. 8771.) Geſetz, betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und Unter 
drückung von Viehſeuchen. Vom 12. März 1881. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen zur Ausführung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 153), mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für den ganzen Umfang der⸗ 
ſelben, was folgt: i 


L Verfahren und Behörden. 


84. 
Die Anordnung und Ueberwachung der Abwehr- und Unterdrüdungs- 
maßregeln liegt unter der Oberleitung des Miniſters für Landwirthſchaft, Do⸗ 
1 mänen und Forſten den Regierungspräſidenten, Landräthen und Ortspolizei⸗ | 
5 behörden ob. 
95 §. 2. 4 
A Die in dem Reichsgeſetz den Polizeibehörden überwieſenen Obliegenheiten 
. werden, ſoweit das gegenwärtige Geſetz nicht anders beſtimmt, von den Orts⸗ 
5 polizeibehörden wahrgenommen. Der Landrath iſt befugt, die Amtsverrichtungen 
der Ortspolizeibehörde für den einzelnen Seuchenfall zu übernehmen. 
Gegen Anordnungen der Polizeibehörde oder des beſtellten Kommiſſarius 
1 (F. 2 des Reichsgeſetzes) findet mit Ausſchluß der Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
* verfahren die Beſchwerde bei den vorgeſetzten Polizeibehörden und in letzter Inſtanz 


* bei dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten ſtatt. 
8 Die zur Abwehr der Seucheneinſchleppung aus dem Auslande in Gemäß⸗ 


heit der $$. 7 und 8 des Reichsgeſetzes zu erlaſſenden Anordnungen find von den 
Regierungspräſidenten der Grenzbezirke nach zuvor eingeholter Genehmigung des 
* Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten zu treffen. 

. Die Regierungspräſidenten ſind auch verpflichtet, die in dem vorletzten Abſatz 
4 des F. 7 des Reichsgeſetzes vorgeſchriebenen Mittheilungen dem Reichskanzler zu 
5 machen und die im letzten Abſatz dortſelbſt erwähnten öffentlichen Bekanntmachungen 
zu erlaſſen. 

$. 4. 


Die im F. 11 des Reichsgeſetzes ertheilte Ermächtigung wird dem Regie 
* rungspräſidenten übertragen. 
. $. 5. | 
= Die Anordnung der Tödtung eines verdächtigen Thieres in dem Falle des 
b. 13 des Reichsgeſetzes ſteht derjenigen Polizeibehörde zu, welche der Ortspolizei⸗ 


| — 129 — 
behörde beziehungsweiſe dem beftellten Kommiſſar (F. 2 des Reichsgeſetzes) unmit⸗ 


telbar vorgeſetzt iſt. 
Für den Stadtkreis Berlin hat dieſe Befugniß der Polizeipräſident. 


. 6. 


Das thierärztliche Obergutachten im Falle der $$. 14 und 16 des Reichs⸗ 
geſetzs iſt von dem Departementsthierarzt des Bezirks oder dem Vertreter des⸗ 
ſelben abzugeben, ſoweit nicht die Beſtimmung im vorletzten Abſatz des §. 21 des 
gegenwärtigen Geſetzes Anwendung findet. 


8. 


Ignnerhalb der im $. 17 des Reichsgeſetzes gegebenen Grenzen hat der Re⸗ 
gierungspräſident darüber zu befinden, inwieweit außer den Vieh⸗ und Pferde⸗ 
märkten zuſammengebrachte Viehbeſtände oder zu Zuchtzwecken öffentlich aufgeſtellte 
männliche Zuchtthiere von beamteten Thierärzten beauffichtigt werden ſollen. 


5. 8. 


Die Anordnung der Tödtung verdächtiger Thiere in Gemäßheit der Be— 
ſtimmungen im F. 42 des Reichsgeſetzes ſteht, wenn von dem beamteten Thierarzt 
der Ausbruch der Rotzkrankheit auf Grund der vorliegenden Anzeichen für wahr⸗ 
ſcheinlich erklärt wird, der Ortspolizeibehörde, ſonſt dem Regierungspräſidenten zu. 


$. 9. 


Die Anordnung der Tödtung von Rindvieh in Gemäßheit des $. 45 des 
Reichsgeſetzes ſteht hinſichtlich erkrankter Thiere der Ortspolizeibehörde, hinſichtlich 
verdächtiger Thiere dem Regierungspräſidenten zu. 


$. 10. 


Die Anordnung einer allgemeinen Beſchränkung in der Zulaſſung von 
Pferden zur Begattung in Gemäßheit des §. 51 des Reichsgeſetzes ſteht dem 
Regierungspräſidenten zu. 

GE 


Bezüglich der Schlachtviehhöfe und öffentlichen Schlachthäuſer und des 
daſelbſt aufgeſtellten Schlachtviehs ($$- 53 bis 56 des Reichsgeſetzes) werden die 
polizeilichen Amtsverrichtungen von derjenigen Stelle wahrgenommen, welcher die 
unmittelbare veterinärpolizeiliche Beaufſichtigung der betreffenden Räumlichkeiten 
obliegt. Strengere Abſperrungsmaßregeln, als die im erſten Abſatze des $. 56 
des Reichsgeſetzes bezeichneten, bedürfen der vorgängigen Genehmigung des Mi— 
niſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
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U. Entſchaͤdigungen. 


$. 12. 

Die in Gemäßheit der Beſtimmungen in $$. 57 bis 60 des Reichsgeſetzes | 

zu leiſtende Entſchädigung wird gewährt: " | 
1) für die auf polizeiliche Anordnung getödteten oder nach dieſer Anord⸗ N 


nung an der Seuche gefallenen Thiere, ſofern dieſelben mit der Rotz⸗ 
krankheit oder Lungenſeuche behaftet waren, von den Provinzialverbänden; 


2) in allen anderen Fällen von der Staatskaſſe. 


F. 13. 
In den Fällen des $. 62 des Reichsgeſetzes wird keine Entſchädigung 
gewährt. 
$. 14. 


Den Provinzialverbänden ſind in Bezug auf die Entſchädigungspflicht 
($. 12 Ziffer 1) gleich zu achten die Kommunalverbände der Regierungsbezirke 
Caſſel und Wiesbaden, die Landeskommunalverbände der Hohenzollernſchen Lande 
und des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, ſowie die Stadtkreiſe Berlin und 
3 Frankfurt a. M. 
5 Durch Beſchluß des Verbandes kann die Entſchädigungspflicht ganz oder 
| theilweiſe auf kleinere Verbände mit deren Zuſtimmung übertragen werden. 


§. 15. 


Innerhalb der Verbände (§. 14) werden die zur Beſtreitung der Entſchä⸗ 

digungen und der Verwaltungskoſten erforderlichen Beträge nach Maßgabe des 

vorhandenen Beſtandes an Pferden, Eſeln, Maulthieren und Mauleſeln, ſowie 

a an Rindvieh derart erhoben, daß die Entſchädigung für rotzkranke Pferde, Eſel, 

Maulthiere und Mauleſel den ſämmtlichen Beſitzern ſolcher Thiere, die Entſchä⸗ 

8 digung für lungenſeuchekrankes Rindvieh den ſämmtlichen Rindviehbeſitzern auf⸗ 
| erlegt wird. 

$. 16. 


5 Die näheren Vorſchriften über die Vertheilung der von den Verbänden zu 
erhebenden Beträge auf die Beſitzer der im §. 15 bezeichneten Thiere, über die 

Ausſchreibung und Erhebung der Beiträge, über die Auszahlung der Entſchä⸗ 
digung und über die Verwaltung etwaiger aus den Ueberſchüſſen der Abgabe 
gebildeter Fonds werden von der Vertretung der Verbände durch Reglements 
feſtgeſtellt, welche der Genehmigung der Miniſter des Innern und für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten bedürfen. 
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5 Die in den einzelnen Landestheilen beſtehenden, auf Grund der Vorſchriften 
im $. 60 des Geſetzes vom 25. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 306) erlaſſenen 
Reglements bleiben bis zum Erlaſſe neuer Reglements mit der Maßgabe in Kraft, 
daß in Betreff der Entſchädigung für auf polizeiliche Anordnung getödtete oder 
nach dieſer Anordnung an der Seuche gefallene Thiere die durch die $$. 57 bis 
64 des Reichsgeſetzes und durch den §. 13 des gegenwärtigen Geſetzes gebotenen 
Aenderungen mit dem 1. April 1881 eintreten und daß von demſelben Zeitpunkte 
ab in Betreff der Entſchädigungs⸗ und Beitragspflicht Eſel, Maulthiere und 
Mauleſel gleich den Pferden behandelt werden. 


$. 17. 


Der gemeine Werth der auf polizeiliche Anordnung getödteten oder nach 
dieſer Anordnung an der Seuche gefallenen Thiere muß — im erſteren Falle 
vor der Tödtung — behufs Ermittelung der Entſchädigung durch Schätzung 
feſtgeſtellt werden. Die Schätzung der dem Beſitzer zur Verfügung bleibenden 
Theile erfolgt ſogleich nach Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes des Thieres ($. 21). 

Steht feſt, daß in Gemäßheit des gegenwärtigen Geſetzes ($. 13) oder der 
$$. 61 und 63 des Reichsgeſetzes keine Entſchädigung gewährt wird, ſo iſt die 
Schätzung nicht vorzunehmen. 

$. 18. 

Die Schätzung erfolgt durch eine aus dem beamteten Thierarzt und zwei 
Schiedsmännern gebildete Kommiſſion. 

Für jeden Kreis (Oberamtsbezirk) follen von dem Kreis. (Stadt-) Ausſchuſſe, 
wo ein ſolcher nicht beſteht, von dem Kreistage, in den Städten, welche einem 
Kreisverbande nicht angehören, von der Gemeindevertretung aus den ſachverſtän⸗ 
digen Eingeſeſſenen des Bezirks alljährlich diejenigen Perſonen in der erforderlichen 
Zahl bezeichnet werden, welche für die Dauer des laufenden Jahres zu dem Amte 
eines Schiedsmannes zugezogen werden können. . 

Aus der Zahl dieſer Perſonen hat die Ortspolizeibehörde die Schiedsmänner 
für den einzelnen Schätzungsfall zu ernennen. 

Die Schiedsmänner ſind von der Ortspolizeibehörde eidlich zu verpflichten. 
Daſſelbe gilt, wenn an Stelle des beamteten Thierarztes ein nicht beamteter Thier⸗ 
arzt zugezogen wird, für dieſen, ſofern derſelbe nicht im Allgemeinen als Sach⸗ 
verſtändiger beeidigt iſt. 

F. 19. 


Perſonen, bei welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu beſorgen 
iſt, dürfen zu Schiedsmännern nicht ernannt werden. Ausgeſchloſſen von der 
Theilnahme an der Schätzung iſt Jeder 

1) in eigener Sache; 

2) in Sachen ſeiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht ; 

3) in Sachen einer Perſon, mit welcher er in gerader Linie verwandt, 

verſchwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis 
Or. 8771.) 19 * 
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zum dritten Grade verwandt, oder bis zum zweiten Grade verſchwägert 
iſt, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, 
nicht mehr beſteht. 
Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
ſind unfähig, an einer Schätzung Theil zu nehmen. 


§. 20. 


Die Kommiſſion hat über das Ergebniß der Schätzung eine von den Mit⸗ 
gliedern derſelben zu unterzeichnende Urkunde aufzunehmen und dieſelbe der Orts— 
polizeibehörde zu überſenden. 

Das Ergebniß der Schätzung iſt im Falle der Entſchädigungsleiſtung für 
beide Theile verbindlich. 

Hat eine ausgeſchloſſene oder unfähige Perſon ($. 19 Abſatz 2 und 3) an 
der Schätzung Theil genommen, ſo iſt die Schätzung nichtig und zu wiederholen. 


F. 21. 


Soweit eine Schätzung ſtattfindet ($. 17), muß ſofort nach der auf poli⸗ 
zeiliche Anordnung vollzogenen Tödtung, oder möglichſt bald nach dem Eingehen 
eines Thieres der Krankheitszuſtand deſſelben rückſichtlich der Entſchädigungsleiſtung 
feſtgeſtellt werden. 

Die Unterſuchung erfolgt, ſoweit erforderlich, nach vorgängiger Oeffnung 
des Kadavers und ſachverſtändiger protokollariſcher Aufnahme des Befundes durch 
den beamteten Thierarzt und den von dem Beſitzer etwa zugezogenen Sachver⸗ 
ſtändigen (§. 16 des Reichsgeſetzes). 

Die Sachverſtändigen haben ſich gutachtlich darüber zu erklären, ob durch 
den Geſammtbefund ein Fall der Rotzkrankheit oder der Lungenſeuche oder eine 
ſonſtige Krankheit bei dem getödteten Thiere feſtgeſtellt iſt, welche nach der Vor⸗ 
ſchrift in Ziffer 1 des $. 62 des Reichsgeſetzes in Verbindung mit der Beſtim⸗ 
mung im F. 13 des gegenwärtigen Geſetzes eine Entſchädigung ausſchließt. 

Ergiebt ſich hierüber eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem beamteten 
Thierarzt und den von dem Beſitzer zugezogenen Sachverſtändigen, ſo iſt das 
Obergutachten der techniſchen Deputation für das Veterinärweſen einzuholen. 

Durch die gutachtliche Erklärung des beamteten Thierarztes und der von 
dem Beſitzer zugezogenen Sachverſtändigen, beziehungsweiſe durch das Obergutachten 
der techniſchen Deputation für das Veterinärweſen wird der Krankheitszuſtand des 
getödteten Thieres in Beziehung auf die Entſchädigungsfrage endgültig feſtgeſtellt. 


$. 22. 


Die Verbände 8 14 Abſatz 1) können beſchließen, für an der Pockenſeuche 
gefallene Schafe nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften eine Entſchädigung 
zu gewähren: 


a a 


1) die Entſchädigung darf einſchließlich des Werths derjenigen Theile, 
welche dem Beſitzer nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur 
Verfügung bleiben, nicht den durch Schätzung feſtgeſtellten gemeinen 
Werth des Thieres überfleigen; 

2) keine Entſchädigung wird gewährt in den Fällen der $$. 61, 62 Nr. 2 
und 63 des Reichsgeſetzes; 

3) zur Beſtreitung der Entſchädigung, ſowie der Koſten der Erhebung und 
Verwaltung der Beiträge und der Schätzung wird innerhalb des Ver⸗ 
bandes nach Maßgabe der vorhandenen Schafbeſtände von den ſämmt⸗ 
lichen Schafbeſitzern ein verhältnißmäßiger Beitrag aufgebracht. 

Der Beitrag wird nicht erhoben für Schafe, welche dem Reiche 
oder den Einzelſtaaten gehören, oder in Schlachtviehhöfen oder in öffent⸗ 
lichen Schlachthäuſern aufgeſtellt und erkrankt waren 

4) die näheren Vorſchriften über den Betrag und die Auszahlung der zu 
gewährenden Entſchädigung über den Beitragsfuß und über die Erhe⸗ 
bung und Verwaltung der Beiträge, ſowie über die Schätzung der ge⸗ 
fallenen Thiere werden von der Vertretung der Verbände durch Regle⸗ 
ments feſtgeſtellt, welche der Genehmigung der Miniſter des Innern 
und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten bedürfen. 

Durch Beſchluß des Verbandes kann die Entſchädigungspflicht auf kleinere 

Verbände mit deren Zuſtimmung übertragen werden. 5 


III. Koſten des Verfahrens. \ 


$. 23. 


Soweit durch die Anordnung, Leitung und Ueberwachung der Maßregeln 
zur Ermittelung und zur Abwehr der Seuchengefahr, oder durch die auf Veran⸗ 
laſſung der Polizeibehörden ausgeführten thierärztlichen Amtsverrichtungen beſon⸗ 
dere Koſten erwachſen, ſind dieſelben aus der Staatskaſſe zu beſtreiten. Daſſelbe 
gilt von der den Schiedsmännern (F. 18) als Erſatz für Reiſekoſten und Aus⸗ 


lagen zu gewährenden Vergütung, welche im Verwaltungswege feſtgeſetzt wird. 
$. 24. 


Die Koſten, welche aus der durch beamtete Thierärzte zu führenden Beauf⸗ 
ſichtigung der Vieh. und Pferdemärkte, ſowie der ſonſt zuſammengebrachten Vieh⸗ 
beſtände und der öffentlich ausgeſtellten männlichen Zuchtthiere erwachſen ($. 17 
des Reichsgeſetzes und F. 7 des gegenwärtigen Geſetzes), fallen dem Unternehmer 
zur Laſt und ſind in Ermangelung gütlicher Einigung von dem Regierungsprä⸗ 
ſidenten feſtzuſezen. Mehrere bei demſelben Unternehmen betheiligte Perſonen 
haften für dieſe Koſten ſolidariſch. Die Beitreibung derſelben erfolgt im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren. 
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$. 25. 


Die Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke haben 

1) die zur wirkſamen Durchführung der angeordneten Schutzmaßregeln in 
ihrem Bezirke zu verwendende Wachtmannſchaft auf ihre Koſten zu ftellen; 

2) die Koſten derjenigen Einrichtungen zu tragen, welche zur wirkſamen 
Durchführung der Orts- und Feldmarkſperre in ihrem Bezirke vor⸗ 
geſchrieben werden; 


3) auf ihre Koſten die Hülfsmannſchaften und Transportmittel zu ſtellen, 
welche zur Ausführung der angeordneten Tödtung kranker oder verdäch⸗ 
tiger Thiere oder zur unſchädlichen Beſeitigung der Kadaver oder ein- 
zelner Theile derſelben oder zu der angeordneten Impfung gefährdeter 
Thiere erforderlich find; 

4) ohne Vergütigung einen geeigneten Raum zu überweiſen und mit den 
nöthigen Schutzmitteln zu verſehen, in welchem die unſchädliche Beſei⸗ 

108 8 verendeter oder getödteter Thiere oder Theile derſelben, der Streu, 

des Düngers oder anderer Abfälle vorgenommen werden kann, wenn 

dem Beſitzer ſolcher Thiere ein geeigneter Ort dazu fehlt. 


$. 26. 


Wenn die im F. 25 Nr. 1 und 2 bezeichneten Schutzmaßregeln Gemeinden 
und ſelbſtſtändige Gutsbezirke in örtlich verbundener Lage gemeinſam umfaſſen, 
ſo haben dieſelben die ihnen obliegenden Koſten dieſer Maßregeln nach demjenigen 
Maßſtabe, nach welchem ſie zu den Kreisabgaben beizutragen haben, oder ſofern 
es an einem feſtſtehenden Beitragsfuße für die Aufbringung der Kreisabgaben 
fehlt, nach dem Maßſtabe der direkten Staatsſteuern gemeinſam aufzubringen. 


F. 27. 


Alle in den $$. 23, 24 und 25 nicht erwähnten, durch die angeordneten 
Schutzmaßregeln veranlaßten Koſten fallen der Polizeibehörde gegenüber, unbeſchadet 
etwaiger privatrechtlicher Regreßanſprüche, dem Eigenthümer der erkrankten oder 
der Erkrankung verdächtigen, gefallenen oder getödteten Thiere zur Laſt, außerdem 
auch demjenigen, in deſſen Gewahrſam oder Obhut (Stall, Gehöft, Weide 1.) 
ſich die Thiere befinden, dem Begleiter derſelben und, ſoweit die Koſten durch 
Desinfektion von Ställen, Standorten oder beweglichen Gegenſtänden oder durch 
Beſeitigung der letzteren veranlaßt ſind, dem Inhaber derſelben. 

Die Koſten können von den genannten Verpflichteten im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren beigetrieben werden. 

Die Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke haben auch dieſe Koſten im 
Falle des Unvermögens der genannten Verpflichteten zu tragen und erforderlichen 
Falles vorzuſchießen. 
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F. 28. 

Im Wege ſtatutariſcher Regelung können für einzelne Kreiſe zur gemein'⸗ 
ſchaftlichen Tragung der den Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirken durch 
dieſes Geſetz überwieſenen Koſten des Verfahrens und zur Anlegung und Unter⸗ 
haltung gemeinſchaftlicher Verſcharrungsplätze behufs unſchädlicher Beſeitigung 
verendeter oder getödteter Thiere größere Verbände gebildet werden. N 


IV. Schlußbeſtimmungen. 


§. 29. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. 

Gleichzeitig wird das Geſetz vom. 25. Juli 1875, betreffend die Abwehr 
und Unterdrückung von Viehſeuchen (Geſetz-Samml. S. 306 ff.), aufgehoben, 
unbeſchadet jedoch der Vorſchriften im $. 16 des gegenwärtigen Geſetzes. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte treten alle übrigen mit den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften außer 
Kraft. 

F. 30. 

Es bleibt jedoch das Geſetz, betreffend Maßregeln gegen den Ausbruch 

und die Verbreitung der Lungenſeuche unter dem Rindvieh in Oſtfriesland, vom 


23. Auguſt 1855 bis zum 1. Januar 1882 in Kraft, ſoweit daſſelbe nicht durch 
die Vorſchriften in den $$. 57 bis 64 des Reichsgeſetzes abgeändert iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. März 1881. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. v. Puttkamer. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Dezember 1880, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Landeskommunalverband von Hohenzollern 
bezüglich der zur Verlegung der I. unmittelbaren Landſtraße von Hechingen 
nach Sigmaringen im Gemeindebezirk Schlatt, Oberamtsbezirk Hechingen, 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Sigmaringen, Jahrgang 1881 Nr. 8 S. 35, ausgegeben den 25. Fe⸗ 
bruar 1881; 

2) das Allerhöchſte Privilegium vom 27. Dezember 1880 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des Provinzialverbandes der 
Provinz Sachſen im Betrage von 450 000 Mark durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Magdeburg, Jahrgang 1881 Nr. 6, 
Beilage, ausgegeben den 5. Februar 1881, 

der Königl. Regierung zu Merſeburg, Jahrgang 1881 Nr. 6, Bei⸗ 
lage, ausgegeben den 5. Februar 1881, 

der Königl. Regierung zu Erfurt, Jahrgang 1881 Nr. 5, Beilage, 
ausgegeben den 5. Februar 1881 ; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Januar 1881, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Clötze, die Gemeinden Kuſay 
und Röwitz, die Drömlingskorporation, die Gemeinde Waſſensdorf, die 
Stadtgemeinde Oebisfelde, das Rittergut Oebisfelde und die Gemeinde 
Kaltendorf im Kreiſe Gardelegen bezüglich der zu den von ihnen beabfich- 
tigten Chauffeebauten erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 9 S. 65, ausgegeben den 26. Fe⸗ 
bruar 1881; 

4) das Allerhöchſte Privilegium vom 2. Februar 1881 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Gemeinde Steglitz im Kreiſe 
Teltow zum Betrage von 256 000 Mark durch das Amtsblatt der 


Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 11 S. 89 bis 92 „ausgegeben den 
18. März 1881; 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 14. Februar 1881 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Duisburg im Be⸗ 
trage von 900 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Düſſeldorf Nr. 11 S. 93 bis 95, ausgegeben den 19. März 1881. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


